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A.  d) Berichte                                                                            (Seiten 34 - 51) 
 

01) 55. Andechser Europatag der Paneuropa-Union Deutschland 

 Europa darf nach Ansicht des Präsidenten der Paneuropa-Union Deutschland und 
langjährigen CSU-Europaabgeordneten Bernd Posselt mehr als 30 Jahre nach dem Sturz 
des Kommunismus „nicht wieder in Kategorien wie Ost und West zurückfallen.“ Dies drohe 
die Mitte der EU „nicht nur politisch-geografisch, sondern auch geistig und kulturell 
auseinanderzureißen.  

Bitte sehen Sie hier eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse der Tagung. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 37, 2021 

Wien, am 24. März 2021 

55. Andechser Europatag der Paneuropa-Union Deutschland 
 

Posselt warnt vor  

Polarisierung Europas 

 

Bischof Meier fordert „geistliche Revolution“ / Botschafter Kafka sieht tschechische 

Brückenfunktion  

 

21. 3. 2021 

 

Andechs. Europa darf nach Ansicht des Präsidenten der Paneuropa-Union Deutschland und 

langjährigen CSU-Europaabgeordneten Bernd Posselt mehr als 30 Jahre nach dem Sturz 
des Kommunismus „nicht wieder in Kategorien wie Ost und West zurückfallen.“ Dies drohe 
die Mitte der EU „nicht nur politisch-geografisch, sondern auch geistig und kulturell 
auseinanderzureißen. Es wäre verheerend, Europa so in zwei Lager zu polarisieren, wie 
dies in den USA geschehen ist, bevor es sich überhaupt richtig geeinigt hat.“ Posselt 
kritisierte, dass die jüngsten Grenzschließungen „viele Wunden aufgerissen haben, die zu 
heilen viel Zeit kosten wird. Auf die Pandemie wie auf künftige Krisen müssen wir mit 
grenzüberschreitenden Lösungsmechanismen und nicht mit dem Abschnüren von 
grenzüberschreitenden Lebensräumen reagieren“, so Posselt beim 55. Andechser 
Europatag der überparteilichen Paneuropa-Union Deutschland, der unter dem Motto 
„Zerreißt Europas Mitte?“ stand und Corona-bedingt diesmal in Form eines Gottesdienstes, 
den Bischof Bertram Meier von Augsburg zelebrierte, und von zwei Europa-
Demonstrationen auf Bayerns heiligem Berg stattfand. 

Prominentester Gastredner war der Tschechische Botschafter in Berlin, Tomáš Kafka. Er 

wandte sich jene in Brüssel, die die vier Visegrád-Staaten als „Antithese“ zur europäischen 
Integration betrachteten, aber ebenso gegen Kräfte in der aus Polen, Ungarn, der Slowakei 
und der Tschechischen Republik bestehenden Staatengruppe, die diese zur Opposition 
innerhalb der EU umformen wollten. Die Mitteleuropäer hätten eine wichtige, den 
Zusammenhalt ganz Europas stärkende Funktion, die allerdings erfordere, auch Österreich 
und Deutschland, insbesondere Bayern und Sachsen, in diesen Kontext einzubeziehen. 
Darin liege eine zentrale Brückenfunktion der tschechischen Außenpolitik.  

Beim Festgottesdienst zu Ehren des Heiligen Benedikt, des Patrons Europas, in der 

Andechser Wallfahrtskirche betonte Bischof Bertram Meier, dass Europa durch das  

https://drive.google.com/file/d/1L6icKtxfQofPaBy3MkzjKHmtCF1RRkcr/view?usp=sharing
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Christentum mehr geprägt worden sei als alle anderen Kontinente. Unser Erdteil, „eigentlich 

eine riesige Halbinsel Eurasiens“, sei zwar selbst nicht die Wiege der großen Weltreligionen, 
„aber gerade in Europa wuchs dem Christentum die Rolle zu, eine ungemein große Zahl 
von Menschen zu formen, die wie Leuchttürme ausstrahlten und hineinwirken bis in unsere 
Tage.“ Außer dem Heiligen Benedikt nannte der Augsburger Bischof die Slawenapostel 
Cyrill und Method, den Heiligen Franziskus und Teresa von Avila aus dem Mittelmeerraum 
sowie „nicht zu vergessen, in der Gegenwart Mutter Teresa und Johannes Paul II.“ Obwohl 
man zuweilen den Eindruck habe, dass „manche der Kirche die Sterbeglocke läuten wollen“, 
gelte: „Noch immer gibt es auch bei uns millionenfach glaubhaftes christliches Leben ... Wir 
brauchen eine geistliche Revolution, eine spirituelle Offensive!“  
 

Paneuropa-Pressestelle, Dachauer Str. 17, D - 80335 München 

Tel. +49 89 554683, Fax +49 89 594768, paneuropa-union@t-online.de 

 

 

02)  Minderheitenschutz  und Volksgruppenrechte in  Mittel- und  

       Mittelosteuropa, veranstaltet von der Kulturstiftung der Vertriebenen    

       zusammen mit der Föderalistischen Union Europäischer Nationalitäten  

       (FUEN) – Fortsetzung der Tagungsreihe am 25. März 2021 

Konferenzreihe „Minderheitenschutz und Volksgruppenrechte in Mittel- und Mittelosteuropa“ 
widmet sich Ungarn, Kroatien und der Slowakei 

 
  
Teilnehmer der Konferenz im März 2021  (oben v. l.) Prof. Dr. Elisabeth Sándor-Szalay, Aleksander 
Tonauer, János Fiala-Butora, Dr. László Bukovszky,  Dr. Boško Piicula, (unten v.  l.)  Prof. Dr.Dr.h.c. 
mult. Gilbert Gornig, Dr. Markus  Pieper, Bogna Koreng. Prof. Dr. Balázs  Vizi. 
 

 

  
 

mailto:paneuropa-union@t-online.de
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Am 25. März 2021 setzten die Föderalistische Union Europäischer Nationalitäten 
(FUEN) und die Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen ihr im Oktober 2020 
gestartetes und im Februar 2021 ausgeweitetes Online-Konferenzformat 
„Minderheitenschutz und Volksgruppenrechte in Mittel- und Mittelosteuropa“ fort. Der 
Fokus lag diesmal auf Ungarn, Kroatien und der Slowakei. In zehnminütigen Referaten 
schilderten Expertinnen und Experten den rechtlichen Rahmen in den jeweiligen 
Ländern sowie praktische Erfahrungen mit dessen Umsetzung. Durch Fragen aus dem 
Publikum konnte zudem auch auf einzelne Punkte vertiefend eingegangen werden. 

 Zum Auftakt fasste der Staats- und Völkerrechtler Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Gilbert 
Gornig den bisherigen Konferenzverlauf zusammen und merkte gleichzeitig an, dass es 
trotz der bereits im Verlauf der Tagungsreihe erfassten Minderheitensituationen noch 
viele weitere europäische Länder mit insgesamt etwa 300 Minderheiten gibt, die eine 
genauere Betrachtung verdienen. Zumindest einigen von ihnen wolle man sich auch in 
zukünftigen Tagungen widmen. 

 Auch Dr. Markus Pieper, MdEP, ging in seinem Grußwort auf die Vielfalt Europas ein 
und sprach zugleich vom hohen Stellenwert der Erinnerungskultur, die ihn auch mit 
seinen familiären Wurzeln in Ostpreußen verbinde. Es sei wichtig, dass man heute für 
diejenigen, die in nationalen Staaten Minderheit sind und ihre Rechte einfordern, eine 
europäische Plattform und vor allem europäische Hilfsmöglichkeiten auch legislativ 
biete. In diesem Sinne regte er auch ein „Minority Safepack 2.0“ an, um diese Initiative 
noch breiter aufzustellen. „Ich finde es klasse, dass sie mit der FUEN und auch mit der 
Kulturstiftung immer wieder auf die Minderheitenrechte glaubhaft aufmerksam machen, 
politisch auch Initiativen und Maßnahmen einfordern. Hören sie damit nicht auf, machen 
sie damit umso stärker weiter, denn ihre Anliegen sind absolut wichtig und werden bei 
uns auch Gehör finden,“ sagte Pieper. 

 Anschließend übernahm mit Bogna Koreng eine in Minderheitenthemen sehr 
erfahrene Journalistin vom MDR die Moderation. Einführend verwies sie darauf, dass 
die nationalstaatliche Zuständigkeit für Minderheiten ein Problem darstellen kann. So 
hätten noch immer nicht alle Länder die Europäische Charta der Regional- und 
Minderheitensprache unterzeichnet. Der Minderheitenschutz entwickele sich in den 
einzelnen Staaten historisch, politisch und gesellschaftlich bedingt unterschiedlich. Zum 
Überblick über diese Entwicklungen in Mittel- und Mittelosteuropa trage die 
Konferenzreihe der FUEN und Kulturstiftung nun bei. 

 Als erster Referent sprach Prof. Dr. Balázs Vizi über die rechtliche Situation in Ungarn. 
Im Karpatenbecken seien derzeit 13 anerkannte nationale und ethnische Minderheiten 
beheimatet, sagte er. Eine Anerkennung bedürfe der Erfüllung gewisser Kriterien, wie 
der mindestens 100-jährigen Anwesenheit der Minderheit im Land sowie der 
Zustimmung des Parlaments. Aus dieser Anerkennung erfolgten einige Rechte wie 
Vorzugssitze im Parlament und die Organisation in nationalen Selbstverwaltungen im 
Land. Die sei durch die seit 1989 offen geführte Diskussion über Inklusion erreicht 
worden. Die Integration bleibe jedoch gerade bei der Roma-Minderheit weiterhin ein 
Problem.  

 Prof. Dr. Elisabeth Sándor-Szalay, Ombudsfrau für Minderheitenrechte in Ungarn, 
legte die praktische Umsetzung dar. Ihr Amt sei nicht nur Anlaufstelle für Probleme, 
sondern habe auch die Aufgabe, Wissen zu vermitteln und Informationen zu streuen.  
 



Seite 37 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 787 vom 08.04.2021 

Ohne Regionalbüros sei dies von der Zentrale in Budapest erst in den letzten Jahren 
weiträumig in Angriff genommen worden. Zu den wichtigsten Problemen, die an 
Elisabeth Sándor-Szalay als Ombudsfrau herangetragen werden, zählen gerade in der 
Corona-Krise Fragen der Finanzierung und der Bildung. Prozentual kämen die meisten 
Eingaben von der Roma-Minderheit, gefolgt von der deutschen Minderheit in Ungarn. 

 Auch für Kroatien konnte der Politikwissenschaftler Dr. Boško Picula über reservierte 
Sitze im Parlament für die Minderheiten berichten. Nicht alle Volksgruppen haben hier 
jedoch einen eigenen Vertreter, einige von ihnen werden von einem gemeinsamen 
Repräsentanten vertreten. Die Vertretung gegenüber der Regierung findet über einen 
Minderheitenrat statt. Bei den 22 anerkannten Minderheiten im Land stellen die Serben 
die größte Gruppe mit fast 50 Prozent der gesamten Minderheitenbevölkerung.  

 Seit fast 20 Jahren ist Aleksandar Tolnauer Präsident des Minderheitenrates 
Kroatiens. Er berichtete auf der Konferenz von den im Land aufkommenden Problemen 
mit extrem nationalistischen Gruppierungen. Sie stellten sich gegen die Finanzierung 
etwa von Minderheitenpublikationen. Dennoch habe der Minderheitenrat den 
Minderheitenschutz im Land auf den Gebieten der Kultur, der Religion und in der 
Arbeitswelt nach dem Jugoslawienkrieg vorantreiben können. Er sei zuversichtlich, dass 
weitere positive Entwicklungen möglich seien, sagte Tolnauer abschließend. 

 Danach sprach der Jurist János Fiala-Butora über die rechtlichen Bedingungen für 
Minderheiten in der Slowakei. Die Gesetze seien ganz auf die slowakische 
Mehrheitsbevölkerung ausgerichtet, sagte er. Obwohl Ungarn zehn Prozent der 
Gesamtbevölkerung stellten, sei ihre Sprache keine offizielle Landessprache. Im 
öffentlichen Raum seien ungarische Aufschriften oder einsprachige ungarische Werbung 
bereits mit Bußgeldern belegt worden. Dies erhöhe den Assimilationsdruck und führe 
langfristig zum Sprachverlust. Auch seien im Gegensatz zu Ungarn und Kroatien derzeit 
keine Minderheiten direkt im Parlament vertreten. 

 Als Bevollmächtigter der slowakischen Regierung für Minderheitenfragen sprach auch 
Dr. László Bukovszky die Probleme im Land an. Neun anerkannte 
Minderheitensprache gebe es im Land, die damit verbundenen Rechte würden aber nicht 
überall gleich durchgesetzt. So seien etwa Formulare in den Minderheitensprachen nicht 
überall vorhanden. Man arbeite aber zumindest daran, mehrsprachige öffentliche 
Informationen in den entsprechenden Regionen mit hohem Minderheitenanteil 
zugänglich zu machen. Auch fiele die im europäischen Vergleich hohe Grenze von 20 
Prozent bei der Einstufung als Region mit einer signifikanten Minderheitenbevölkerung 
demnächst auf 15 Prozent. Abhängig sei dies von den nächsten Volkszählungen. 

 Zum Abschluss der Veranstaltung merkte Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Gilbert Gornig an, 
dass viele der heutigen Minderheitenprobleme in Mittel- und Mittelosteuropa aus 
Versäumnissen der Neuordnung Europas nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg 
erwuchsen. Dafür gelte es nun nach gemeinsamen, europäischen Lösungen zu suchen. 
Auch in diesem Sinne wird die Online-Konferenzreihe „Minderheitenschutz und 
Volksgruppenrechte in Mittel- und Mittelosteuropa“ am 29. April fortgesetzt mit dem 
Länderfokus Ukraine, Estland und Bulgarien. 

Die Aufzeichnung der Konferenz wird auf den Youtube-Kanälen der FUEN ( 
https://bit.ly/3ky0dZl ) und der Kulturstiftung ( https://bit.ly/kulturstiftungvideo ) abrufbar 
sein. 

https://bit.ly/3ky0dZl
https://bit.ly/kulturstiftungvideo
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Weitere Informationen zu den Experten und zum Konferenzprogramm finden Sie auf: 
https://minorityconf.org/ 

Tomáš Randýsek 
________________________________________ 
Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen für Wissenschaft und Forschung 

Pressestelle  
Brunnenstr. 191  
10119 Berlin  
Tel.: 030-86335510  
presse@kulturstiftung.org 
www.kulturstiftung.org 
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03)  Konferenzreihe „Minderheitenschutz und Volksgruppenrechte in   
        Mittel- und Mittelosteuropa“ widmet sich Ungarn, Kroatien und der  
        Slowakei 
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04) Gedenken der Sudetendeutschen zum 4. März 1919 

Märzgedenken 2021 
Posteingang von Franz Kühnel 
 
Donnerstag, 04. März 2021, 19:36 Uhr 
 
Liebe Landsleute und Freunde der Landsmannschaft, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
über die zurückliegende Zeitspanne von ungefähr 20 Jahren gestaltete die Kreisgruppe 
Ebersberg innerhalb der Sudetendeutschen Landsmannschaft jeweils am 04. März oder 
dem darauffolgenden Sonntag eine Gedenkveranstaltung zu den Ereignissen des 
4. März 1919 im Sudetenland.  
 
Heuer, 2021 sind wir, aus allgemein bekannten Gründen, dazu gezwungen, die 
traditionelle Veranstaltung entfallen zu lassen.   
 
Obwohl es nun leider keine Gelegenheit geben wird, sich bei einer feierlichen 
Zusammenkunft zu begegnen, beschäftigte mich der Gedanke an die tragischen 
Ereignisse des 4. März 1919. Auf der Suche nach Literatur, die diesen Tag und die damit 
in Verbindung stehenden Hintergründe näher beleuchtet, dachte ich an das umfassende 
Standardwerk unseres Grafinger Historikers Fritz Peter Habel. 
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Kurzbericht:                                1938, (ab) 1. Oktober 

Einige Aspekte der Besetzung des Sudetenlandes 

Allgemeine Stimmung: 

"Die Begeisterung der Bevölkerung war ungeheuer, der Unterschied 
gegen Österreich erheblich. Dort waren mehr oder minder die Leute 
trunken, hier merkte man eine wirkliche Befreiung und ein Aufatmen der 
Leute nach schwerem Druck." 

"Die (deutschen) Truppen waren ... von der überströmenden Herzlichkeit 
des Willkommens, das ihnen von den Sudetendeutschen 
entgegengebracht wurde, zutiefst berührt. Dieses Willkommen überstieg 
bei weitem selbst den begeistertsten Empfang, der dem Einmarsch in 
Österreich zu Anfang des Jahres entgegengebracht wurde." 

Die genaue Quellenangabe: 

Fritz Peter Habel: Dokumente zur Sudetenfrage. Unerledigte Geschichte, 
S. 420 
5. Auflage 
© by Langen Müller 
ISBN 3-7844-2691-3 

Auf ein weiteres Buch von Fritz Peter Habel möchte ich Sie gerne 
aufmerksam machen: 

Fritz Peter Habel: Eine Politische Legende1)   
Die Massenaustreibung von Tschechen aus dem Sudetenland 1938 / 39 
©  1996 by Langen Müller 
ISBN 3-7844-2589-5 

1) In der Stadtbücherei Grafing fand 1996 eine Buchpräsentation durch 
Herrn Habel statt. Zu dieser Veranstaltung begleitete ich  meinen Vater 
und erwarb mein Exemplar. Dies war 7 Jahre vor dem Eintritt in die 
Sudetendeutsche Landsmannschaft. 

Herzliche Grüße 
Franz Kühnel 
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Liebe Landsleute und Freunde der Landsmannschaft, 
  
im Anhang finden Sie ein Rundschreiben von Reinfried Vogler, das Gedenken zum 4. 
März betreffend. Sein Schreiben gibt in knapper Form einen ausgezeichneten Überblick 
über den Zeitraum von November 1918 bis (wenn man es so auslegt) zur Gegenwart. 
In Zeiten der staatlichen Beschränkungen entfielen fast alle Gedenkveranstaltungen 
zum 4. März bei der SL. Um so wichtiger und wertvoller ist seine geschichtliche 
Zusammenfassung im Anhang. 
  
Der letzte Satz: " Neueste Nachrichten: Nach Mitteilung des Registergerichtes in 
München ist die neue Satzung eingetragen"  stört den positiven Eindruck, den der 
interessante Text von Reinfried Vogler hinterlässt, allerdings in erheblichem Maße. 
Die Eintragung der neuen Satzung erfolgte am 4. März 2021  (Anhang: "CCF_000127" 
S. 2, Punkt 5). 
  
Einer nicht repräsentativen Blitzumfrage zufolge wird die Eintragung am 4. März als 
Demütigung, Kränkung, Enttäuschung, Frechheit oder sogar Unverschämtheit 
bezeichnet. Sie wurde mit Wut oder Tränen zur Kenntnis genommen, als demokratisch 
und als Verrat bezeichnet. Ausnahmslos alle Äußerungen waren negativ. Wenn sich 
eine Minderheit von lediglich ca. 5% bis 10% gegen eine Mehrheit von 90% bis 95 % 
durchsetzt, kann das nicht ohne deutliche Reaktionen bleiben. 
 
Ein Jahr hat ca. 220 Arbeitstage. Warum fand die Eintragung genau am 4. März 
statt?  Zufall?  Ich glaube nicht daran. Ich unterstelle ausnahmsweise Absicht. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
Franz Kühnel 
  
  
Übrigens, mindestens drei Ortsgruppen (deutschlandweit) hielten unter Einhaltung der 
behördlichen Vorschriften eine Gedenkveranstaltung ab. 
  
~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 
Franz Kühnel 
Schloßstr. 6  
85567 Grafing 
Tel.:  08092 / 3 32 16 
Mobil: 0160 / 120 62 00 
~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 
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 Gedenksteine in Guthmannshausen (private Gedenkstätte), Stadt Buttstädt, Landkreis Sömmerda 
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